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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 14 AS 336/14 B 
 
L 11 AS 662/13 (Bayerisches LSG) 
S 13 AS 138/12 (SG Nürnberg) 
 
 
 
……………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Fürth Land, 
Stresemannplatz 5, 90763 Fürth, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

 

Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 23. Januar 2015 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  V o e l z k e    und die Richter   Prof. Dr.  B e c k e r  

und   Dr.  S c h ü t z e  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Bayerischen 

Landessozialgerichts vom 6. November 2014 wird als unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 

 

 

  

 

G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung ist 

als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 S 1 iVm § 169 SGG), weil der zu ihrer Begründung 

angeführte Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 

Nr 1 SGG) nicht gemäß § 160a Abs 2 S 3 SGG schlüssig dargelegt ist. 

 

Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache nur, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Nach den aus § 160a 

Abs 2 S 3 SGG sich ergebenden Anforderungen muss ein Beschwerdeführer dazu anhand des 

anwendbaren Rechts sowie unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung 

aufzeigen, welche Frage sich stellt, dass diese Rechtsfrage noch nicht geklärt ist, weshalb 

deren Klärung aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist 

und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung dieser Rechtsfrage erwarten lässt 

(vgl Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, IX, 

RdNr 63 ff). An der Klärungsbedürftigkeit fehlt es ua, wenn sie bereits durch eine gefestigte 

Rechtsprechung klar entschieden ist, es sei denn, dieser Rechtsprechung würde in nicht 

geringfügigem Umfang mit nicht von vornherein abwegigen Einwendungen widersprochen (BSG 

SozR 1500 § 160a Nr 13; Krasney/Udsching, aaO, IX, RdNr 185). 

 

Dem genügt das Beschwerdevorbringen nicht. Als grundsätzlich bedeutsam erachtet die Be-

schwerde die Frage, ob "Rechtspositionen, die lediglich als Forderung bestehen, bereits vor 

ihrer Realisierung durch Auskehrung an den Gläubiger als Vermögen im Sinne des § 12 Abs 2 

SGB II anzusehen sind." Diese Frage sei grundsätzlich bedeutsam, obwohl bereits Recht-

sprechung des BSG dazu vorliege; denn diese finde im Gesetz keine Stütze. Das reicht zur 

Darlegung der Klärungsbedürftigkeit der bezeichneten Frage nicht aus. Angesichts der Vielzahl 

von Entscheidungen zur Abgrenzung von Einkommen und Vermögen (speziell zur Einordnung 

einer Steuererstattung, hinsichtlich der der Kläger eine weitere Frage formuliert hat, vgl nur 

Urteil vom 30.9.2008 - B 4 AS 29/07 R - BSGE 101, 291 = SozR 4-4200 § 11 Nr 15, RdNr 18) 

hätte vielmehr im Einzelnen dargetan werden müssen, dass und inwieweit die Rechtsprechung 

des BSG nicht nur vereinzelt so in Zweifel gezogen worden ist, dass die aufgeworfene Frage 

erneut klärungsbedürftig geworden ist. Daran fehlt es aber. Ohne Bedeutung ist deshalb auch, 

ob das LSG den Zeitpunkt der Entstehung des Erstattungsanspruchs steuerrechtlich falsch 

bestimmt hat, wie der Beschwerdeführer meint. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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